
 

  

S 5 SB 503/17

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Bayern
Sozialgericht Bayerisches Landessozialgericht
Sachgebiet Entschädigungs-/Schwerbehindertenrecht
Abteilung 3
Kategorie Beschluss
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Gebühren nach § 192 SGG

Missbrauchsgebühren
Verschuldenskosten

Leitsätze 1. Missbräuchlich ist insbesondere eine
offensichtlich unzulässige oder
unbegründete Rechtsverfolgung, die von
jedem Einsichtigen als völlig aussichtslos
angesehen werden muss.
2. Allein eine ungünstige Beweissituation
oder Beweislage kann einen Missbrauch
noch nicht begründen. Vielmehr muss ein
gewisses Maß an Aussichtslosigkeit
bestehen.
3. Das Gericht sollte im Rahmen seines
Ermessens den Grad der
Missbräuchlichkeit oder der Schwere des
Verschuldens, die Höhe der entstandenen
Kosten und die wirtschaftlichen
Verhältnisse der Betroffenen
berücksichtigen. Daneben stellt sich im
Rahmen des Ermessens auch die Frage,
ob der Klägerin oder gegebenenfalls dem
Prozessbevollmächtigten
Verschuldenskosten aufzuerlegen sind.

Normenkette SGG § 192

1. Instanz

Aktenzeichen S 5 SB 503/17
Datum 26.06.2018

2. Instanz

Aktenzeichen L 3 SB 132/18
Datum 10.03.2020

3. Instanz
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Datum -

Die Kostenentscheidung im Urteil des Sozialgerichts MÃ¼nchen vom 26. Juni 2018
unter Ziffer III wird aufgehoben.

GrÃ¼nde:

Nach Â§ 192 Abs. 1 Nr. 2 Sozialgerichtsgesetz (SGG) kann das Gericht im Urteil
einem Beteiligten ganz oder teilweise die Kosten auferlegen, die dadurch verursacht
werden, dass der Beteiligte den Rechtsstreit fortfÃ¼hrt, obwohl ihm vom
Vorsitzenden die MissbrÃ¤uchlichkeit der Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung
dargelegt und er auf die MÃ¶glichkeit der Kostenauferlegung bei FortfÃ¼hrung des
Rechtsstreites hingewiesen worden ist. In der EntwurfsbegrÃ¼ndung (BT-DRS.
14/5943, Seite 28 zu Nr. 65) wurde ausgefÃ¼hrt: " â�¦ Es wird dem Gericht
ermÃ¶glicht, in FÃ¤llen, in denen Beteiligte oder ihre Vertreter bzw.
BevollmÃ¤chtigte schuldhaft das Verfahren verzÃ¶gert haben, ganz oder teilweise
die dadurch verursachten Kosten aufzuerlegen. Entsprechendes gilt, wenn der
Beteiligte auf die Aussichtslosigkeit des Rechtsstreites sowie auf eine mÃ¶gliche
Kostentragungspflicht durch den Vorsitzenden in einem Termin hingewiesen worden
ist. AuÃ�erdem wird dem Gericht entsprechend Â§ 34
Bundesverfassungsgerichtsgesetz (BVerfGG) die MÃ¶glichkeit erÃ¶ffnet, einem
Beteiligten Kosten aufzuerlegen, wenn die Erhebung der Klage oder sonstige
Verfahrenshandlungen als Missbrauch des grundsÃ¤tzlich kostenfreien
sozialgerichtlichen Rechtsschutzes anzusehen sind (z. B. bei substanzlosen Klagen
in BagatellfÃ¤llen) â�¦ Diese Regelung trÃ¤gt dem Schadensersatzprinzip
Rechnung. Kosten im Sinne dieser Vorschrift kÃ¶nnen deshalb vor allem die dem
Gericht entstandenen Kosten fÃ¼r eine Beweisaufnahme, fÃ¼r das Absetzen eines
schriftlichen Urteils oder die allgemeinen Gerichtshaltungskosten sein â�¦"

Der Senat leitet aus dieser klaren Regelung in Â§ 192 Abs. 1 Nr. 2 SGG zunÃ¤chst
ab, dass auch weiterhin Verschuldenskosten erhoben werden kÃ¶nnen. Aus dem
Verweis auf Â§ 34 BVerfGG scheint es im Ã�brigen auch naheliegend, die schuldhaft
verursachten Kosten einem Vertreter oder ProzessbevollmÃ¤chtigten aufzuerlegen
(KrauÃ� in Roos/Wahrendorf, Sozialgerichtsgesetzt, 2014, Â§ 192, Rn. 11).

Â§ 192 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 SGG erfordert nach Auffassung des Senats folgende
Voraussetzungen:

a) BezÃ¼glich des Begriffs der MissbrÃ¤uchlichkeit kann wegen des Bezugs auf Â§
34 BVerfGG auf die Bestimmung des Begriffs der MissbrÃ¤uchlichkeit nach den vom
Bundesverfassungsgericht entwickelten GrundsÃ¤tzen zurÃ¼ckgegriffen werden
(KrauÃ� in Roos/Warendorf, Sozialgerichtsgesetzt, 2014, Â§ 192, Rn. 25, m.w.N.)
MissbrÃ¤uchlich ist danach insbesondere eine offensichtlich unzulÃ¤ssige oder
unbegrÃ¼ndete Rechtsverfolgung, die von jedem Einsichtigen als vÃ¶llig
aussichtslos angesehen werden muss (z.B. BVerfG, Beschluss vom 25.10.2011-2
BvR 751/11-, Rn. 7; BVerfGK 6, 219 (219); 10, 94 (97); 14, 468 (470)). Offensichtlich
aussichtslos ist allerdings eine Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung nur dann,
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wenn sich die maÃ�geblichen Rechtsfragen entweder unmittelbar aus dem Wortlaut
der einschlÃ¤gigen Vorschriften beantworten lassen oder durch hÃ¶chstrichterliche
Rechtsprechung zweifelsfrei geklÃ¤rt sind (KrauÃ� in Roos/Warendorf,
Sozialgerichtsgesetzt, 2014, Â§ 192, Rn. 26, m.w.N.). HÃ¤ngt der Ausgang eines
Rechtsstreites maÃ�geblich von einer BeweiswÃ¼rdigung ab, kann sich die
Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung auch als offensichtlich aussichtslos
darstellen, wenn ein gesteigertes MaÃ� an Aussichtslosigkeit besteht (vergleiche
z.B Bay. LSG, Beschluss vom 20.12.2006 â�� L 8 AL 130/05). Allein eine
ungÃ¼nstige Beweissituation oder Beweislage wird einen Missbrauch jedoch noch
nicht begrÃ¼nden kÃ¶nnen. Vielmehr muss ein gewisses MaÃ� an
Aussichtslosigkeit bestehen. Dies gilt insbesondere dann, wenn ein Gutachten oder
gar ein Gutachten nach Â§ 109 SGG das Begehen nicht stÃ¼tzen. Ergibt sich die
Position des KlÃ¤gers jedoch aus einem Gutachten, wird sich eine
MissbrÃ¤uchlichkeit nur schwer begrÃ¼nden lassen.

b) Die Frage, ob eine objektivierte EinsichtsfÃ¤higkeit, wenn also ein verstÃ¤ndiger
KlÃ¤ger von der Rechtsverfolgung Abstand nehmen oder ein verstÃ¤ndiger
Beklagter den geltend gemachten Anspruch ohne Weiteres anerkennen wÃ¼rde
(KrauÃ� in Roos/Warendorf, Sozialgerichtsgesetzt, 2014, Â§ 192, Rn. 30),
ausreichend oder auf die subjektive EinsichtsfÃ¤higkeit abzustellen ist (Schmidt in
Meyer-Ladewig / Keller / Leitherer / Schmidt, SGG, 12. Aufl., Â§ 192, Rn. 9a), ist
vorliegend nicht zu klÃ¤ren, da die KlÃ¤gerin anwaltlich vertreten ist und die
EinsichtsfÃ¤higkeit der BevollmÃ¤chtigten ausreicht.

c) Weitere Voraussetzung fÃ¼r die Auferlegung von Missbrauchskosten nach Â§ 192
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 SGG ist, dass der Vorsitzende den Beteiligten die
MissbrÃ¤uchlichkeit seiner Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung darlegt und
ihn auÃ�erdem auf die MÃ¶glichkeit der Kostenauferlegung bei FortfÃ¼hrung des
Rechtsstreits hingewiesen hat (Warnfunktion) (KrauÃ� in Roos/Warendorf,
Sozialgerichtsgesetzt, 2014, Â§ 192, Rn. 31). Insoweit reicht auch eine schriftliche
AufklÃ¤rung der Beteiligten aus.

d) Die Entscheidung nach Â§ 192 Abs. 1 Nr. 2 SGG steht im Ermessen des Gerichts.
Dabei sind stets die UmstÃ¤nde des Einzelfalls maÃ�geblich. Dabei sollte das
Gericht den Grad der MissbrÃ¤uchlichkeit oder der Schwere des Verschuldens, die
HÃ¶he der entstandenen Kosten und die wirtschaftlichen VerhÃ¤ltnisse der
Betroffenen berÃ¼cksichtigen. Daneben stellt sich im Rahmen des Ermessens auch
die Frage, ob der KlÃ¤gerin oder gegebenenfalls dem ProzessbevollmÃ¤chtigten
Verschuldenskosten aufzuerlegen sind. BezÃ¼glich der HÃ¶he der beabsichtigten
Gerichtskosten ist zu beachten, dass es sich hier nicht um Gerichtskosten im Sinne
von Â§ 1 GKG, sondern um eine Regelung Ã¼ber Schadensersatz handelt. Als
Mindestbetrag ist die PauschgebÃ¼hr nach Â§ 184 Abs. 2 SGG fÃ¼r die jeweilige
Instanz anzusetzen. DarÃ¼ber hinaus kÃ¶nnen GebÃ¼hren erhoben werden,
welche jedoch im Einzelfall begrÃ¼ndet werden mÃ¼ssen. e) Nur, wenn der
Beteiligte trotz des richterlichen Hinweises den Rechtsstreit fortfÃ¼hrt, so kÃ¶nnen
diese Verschuldenskosten erhoben werden.

Unter Anwendung dieser GrundsÃ¤tze ist festzustellen, dass das Sozialgericht in der
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mÃ¼ndlichen Verhandlung vom 26.06.2018 darauf hingewiesen hat, dass die Klage
offensichtlich keine Aussicht auf Erfolg haben kann. AusdrÃ¼cklich ist im Protokoll
vermerkt: "Das Gericht weist die KlÃ¤gerin darauf hin, dass laut Â§ 192 Abs. 1 Satz
1 Nr. 2 SGG ihr durch Beschluss ganz oder teilweise die Kosten des Verfahrens
auferlegt werden kÃ¶nnen, wenn sie den Rechtsstreit fortfÃ¼hrt, obwohl ihr von der
Vorsitzenden die MissbrÃ¤uchlichkeit der Rechtsverfolgung dargelegt worden ist."
Das Sozialgericht hat vor Einholung des SachverstÃ¤ndigengutachtens durch Dr. K.
einen Befundbericht des behandelnden Psychiaters D. eingeholt.

In der BegrÃ¼ndung des angegriffenen Urteils des Sozialgerichts MÃ¼nchen vom
26.06.2018 wurde auf Seite 5 ausgefÃ¼hrt: "Das Gericht kann im Urteil einem
Beteiligten ganz oder teilweise die Kosten auferlegen, die dadurch verursacht
werden, dass der Beteiligte den Rechtsstreit fortfÃ¼hrt, obwohl ihm von der
Vorsitzenden in einem Termin die MissbrÃ¤uchlichkeit der Rechtsverfolgung
dargelegt wurde und er auf die MÃ¶glichkeit der Kostenauferlegung bei
FortfÃ¼hrung des Rechtsstreits hingewiesen worden ist. Den Beteiligten steht
gleich sein Vertreter oder BevollmÃ¤chtigter. Als verursachter Kostenbetrag gilt
dabei mindestens der Betrag nach Â§ 184 Abs. 2 SGG fÃ¼r die jeweilige Instanz,
das sind 150.- Euro. Die Vorsitzende hat die MissbrÃ¤uchlichkeit der
WeiterfÃ¼hrung ausfÃ¼hrlich in der Sitzung am 26.06.2018 dargelegt und auf die
MÃ¶glichkeit der Kostenauferlegung nach Â§ 192 SGG hingewiesen. In der
mÃ¼ndlichen Verhandlung wurde von der KlÃ¤gerseite darauf hingewiesen,
Hintergrund der FortfÃ¼hrung des Rechtsstreits sei, dass die KlÃ¤gerin den GdB
von 50 solange wie mÃ¶glich behalten mÃ¶chte, auch wenn er ihr nicht mehr
zusteht, da sie dann diverse Vorteile lÃ¤nger wahrnehmen kÃ¶nne. Der KlÃ¤gerin
und ihrer BevollmÃ¤chtigten wurde die MissbrÃ¤uchlichkeit dieses Verhaltens
eindeutig dargelegt. Es erfolgte keine Stellungnahme zum Gutachten. Ein Antrag
nach Â§ 109 SGG wurde nicht gestellt. Die Ergebnisse der Beweisaufnahme sind
somit eindeutig und wurden nicht angezweifelt. Die FortfÃ¼hrung des Rechtsstreits
ist rechtsmissbrÃ¤uchlich, da sie alleine zur Erlangung nicht mehr zustehender
VergÃ¼nstigungen erfolgt. Das Gericht legte der KlÃ¤gerin daher
Verschuldenskosten in HÃ¶he von 150.- Euro auf."

Das Sozialgericht hat zwar das Ermessen in Â§ 192 SGG zutreffend erkannt. Eine
ermessensfehlerfreie Entscheidung des Gerichts war jedoch nicht mÃ¶glich, da dem
Gericht die weiteren vom Beklagten beigezogenen Befundberichte und Unterlagen
aus der Rentenakte nicht vorlagen. Im Ã�brigen ist nicht erkennbar, ob dem Gericht
im Rahmen der Ermessensentscheidung bewusst war, dass die KlÃ¤gerin
Leistungen nach dem Sozialgesetzbuch Zweites Buch bezieht. Dies ergibt sich
jedenfalls nicht aus den UrteilsgrÃ¼nden.

Im Ã�brigen hat die KlÃ¤gerbevollmÃ¤chtigte ausdrÃ¼cklich in der mÃ¼ndlichen
Verhandlung vor dem Bayerischen Landessozialgericht bestritten, in der
mÃ¼ndlichen Verhandlung vor dem Sozialgericht MÃ¼nchen auf die Wirkungen des
Â§ 199 Sozialgesetzbuch Neuntes Buch Bezug genommen zu haben. Dies musste
jedoch nicht weiter aufgeklÃ¤rt werden, da bereits die zuvor aufgefÃ¼hrten
Ermessensaspekte zur Aufhebung der Kostenentscheidung fÃ¼hrten.
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Dieser Beschluss ist gemÃ¤Ã� Â§ 177 SGG unanfechtbar.

Erstellt am: 07.05.2020

Zuletzt verändert am: 22.12.2024

Powered by TCPDF (www.tcpdf.org)

                               5 / 5

https://dejure.org/gesetze/SGG/177.html
http://www.tcpdf.org

